Sonnabend, 2. Dezember. 1865. 


«NE 48, 


Die Verfaſſung. 


z Wie unfern Leſern aus der ihnen zugekommenen zweiten Ausgabe der vorigen Nummer bekannt 
geworden iſt, wurde die erſte Ausgabe derſelben wegen des Leitartikels: „Schafft uns eine gute Volksſchule!“ mit 
Beſchlag belegt. Da eine Verbreitung des Blattes noch nicht ftattgefunden hatte, wurden uns die konfiszirten 
Exemplare, ohne daß eine gerichtliche Unterfuchung eingeleitet, zurückgeliefert. Wir ſelbſt haben bei der aufmerk⸗ 
ſamſten Durchſicht in dem Artikel Nichts entdeckt, was nach unſerer Anſicht mit den Geſetzen in Widerſpruch ſteht, 
und jo find wir nicht im Stande, durch eine Selbftcenfur den Artikel in einer nicht zu beanſtandenden Form 


unſern Leſern mitzutheilen. 


Das Herrenhaus und die Verordnung vom 
10. November 1865. 


Nach Artikel 83 der Verfaſſung ſollen die Mitglie⸗ 
der des Herrenbauſes eben ſo gut „Vertreter des ganzen 
Volkes“ ſein, wie die Mitglieder des Abgeordnetenhauſes. 
Aber wenn wir ſchlechtweg von unſern „Volksvertretern“ 
ſprechen, jo denken wir gewöhnlich nur an das Abge⸗ 
ordnetenhaus und nicht an das Herrenhaus. Das Volk 
kümmert ſich eben im allgemeinen wenig um das Herrenhaus, 
welches in unſerem Staatsleben ja auch nur jo viel 
Macht und Gewalt hat, als die Regierung ihm jedes 
Mal laſſen will. Die Regierung hat aber ſeit der Ein⸗ 
führung der Verfaſſung, und zwar unter dem jetzigen 
Könige, ſchon zwei Mal gewechselt, das erſte Mal ge⸗ 
bh es im Jahre 1858, als der liberale Fürſt von 
Hohenzollern Miniſterpräſident wurde, und das zweite 
Mal im Jahre 1862 als der jetzige Graf Bismarck 
an die Spitze der Regierung trat. Das erſte Mal zeigte 
die Regierung dem Herrenhauſe, daß es auf gar 
ſchwachen Füßen ſtehe, indem ſie durch zahlreiche Er⸗ 
nennung neuer Mitglieder das Stimmverhältniß änderte. 
Daß aber dieſe Aenderung nicht bedeutend war, das 
haben die letzten Jahre gezeigt. Aber ſollte die Regie⸗ 
rung, was denn doch über kurz oder lang möglich werden 
könnte, zum dritten Mal wechſeln, ja, dann könnte es 
mit dem jetzigen Herrenhauſe vorbei ſein. Dann 
wird vielleicht die Krone durch den Gebrauch ihrer ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte ſchon dafür ſorgen, daß es auch 
keine vier Wochen mehr in ſeiner gegenwärtigen 
Geſtalt beſtehen bleibt. 

as wiſſen die Herren Reaktionäre ſo gut wie wir, 


und doch erheben ſie jetzt ein io lautes und gewaltiges 


Jubelgeſchrei über die bekannte Verordnung vom 10. Nov. 
d. J. Sie bilden ſich nämlich ein oder ſie wollen 
wenigſtens andern Leuten einreden, daß das Herrenhaus 
durch dieſe Verordnung endlich auf ſeine eigenen Füße 
zu ſtehen gekommen iſt. Ja, ſie poſaunen überall aus, 
daß jetzt der König ſelbſt nicht mehr die Macht 
habe, dieſes Herrenhaus jemals wieder umzugeſtalten. 

Gewiß haben die Herren gar keine vernünftige Ver⸗ 
aulaſſung zu ſolchem Freudengeſchrei. Sie ſind noch 
lange nicht Herr über die Krone und eben ſo wenig 
ſind ſie Herr über das Preußiſche Volk geworden. Sie 
werden das hoffentlich noch ſelbſt zu ihrem Schmerz 
erfahren. 

Aber ſehen wir doch zu, was es denn eigentlich mit 
der Verordnung vom 10. November auf ſich hat. 

Dieſe Veordnung giebt nämlich dem ſogenannten 
kleinen Landadel die 49 Stimmen im Herrenhauſe wie⸗ 
der, die er nach dem „Erlaß“ vom 5. November 1861 
verlieren ſollte. Zugleich beſtimmt ſie (das iſt das 
Weſentliche), daß dieſe Zahl von 90 Stimmen, die er 
jetzt wieder bekommen ſoll, von nun an nicht mehr durch 
eine Anordnung des Königs allein verändert werden 
darf. Vielmehr ſoll künftig ein förmliches Geſetz, alſo 
| auch die Zuſtimmung des Herrenhauſes ſelbſt dazu 
nöthig ſein. 

Indeß ſteht die ganze Sache auf keinem ſicheren 

oden. Um uns das deutlich zu machen, müſſen wir 
an die Art und Weiſe gurücdenten, wie das jetzige 
Herrenhaus entſtanden iſt. Nach Artikel 65, 66, 67 
und 68. der am 6. Februar 1850 beſchworenen Ver⸗ 
faſſung ſollte die Erſte Kammer (das jetzige Herrenhaus) 
ſo zuſammengeſetzt werden, daß das Hauptgewicht auf 
neunzig Mitglieder fiel, die jedes Mal auf ſechs Jahre 


gewählt werden ſollten. Die Zahl der Wähler follte 30 
Mal ſo groß ſein, wie die der zu Erwählenden, und 


war 
ſollten es diejenigen Urwähler ſein, die in den betreffen? 


den Wahlbezirken die höchſten direkten Staatsſteuern be⸗ 
zahlten. Das Recht zu wählen hatten alſo die 2700 
Wohlhabendſten unter unſern Gütsbeſitzern, Kaufleuten 
und Gewerbetreibenden, ohne daß es dabei auf Rittergut 
und adlige Namen im entfernteſten ankam. Gewählt 
aber könnte jeder unbeſcholtene Preuße werden; der 40 
Jahre alt war, dem Preußiſchen Staatsverbande ſeit 5 
Jahren angehörte, im Beſitz der Ehrenrechte ſich befand, 
in Berlin ohne Diäten 0 Zeit leben konnte, und 
— das Vertrauen ſeiner Wähler ſich erworben hatte. 
Aber gerade dieſe Beſtimmungen waren für die damali⸗ 
gen „Konſervativen“ der Stein des Anſtoßes. Sie 
wollten nicht haben, daß ein bürgerlicher Gutsbeſitzer 
oder ein Kaufmann oder ſouſt ein Gewerbetreibender 
in der erſten Kammer ſitzen ſollte. Es kam ihnen da⸗ 
her ſehr zu Statten, daß die nach der beſchworenen 
Verfaſſung zuſammengeſetzte Erſte Kammer erſt am 
7. Auguſt 1852 in's Leben treten, und daß bis dahin 
die Erſte Kammer fo bleiben ſollte, wie die oktroyirte 
Verfaſſung vom 5. Nov. 1848 ſie angeordnet hatte. 
Denn unter der Zeit ſchieden die etwas liberalen Mi⸗ 
niſter aus der Regierung aus, und an ihre Stelle traten 
ſchon um Weihnachten 1850 die hochkonſervativen Herrn 
v. Weſtphalen und v. Raumer. Jetzt ſuchte man die 
Einführung einer erſten Kammer nach der beſchworenen 
Verfaſſung zu vermeiden. Die Sache wurde künſtlich 
ſo in die Länge gezogen, daß endlich beide Kammern 
nach Ablauf des urſprünglich feftgefegten Termins für 
das Abänderungsgeſetz vom 7. Mai 1853 ſtimmten. 

Dieſes Geſetz nun legte es in die Hand des Königs, 
unter gleichzeitiger Aufhebung der Artikel 65, 66, 67 
und 68 der Verfaſſung, die künftige Erſte Kammer 
ohne jegliche Mitwirkung der Volksvertretung 
und einzig und allein durch Königliche Anord⸗ 
nung zu bilden. Dabei wurden nur zwei Bedingungen 
geſtellt. Erſtens ſollte die Erſte Kammer lediglich aus 
ſolchen Mitgliedern zuſammengeſetzt werden, die der 
König ſelbſt beruft, und zwar beruft „mit erblicher 
Berechtigung oder auf Lebenszeit.“ Zweitens ſollte 
die „Königliche Anordnung“ nicht wieder durch den 
König allein abgeändert werden können, „ſondern nur 
durch ein mit Zuſtimmung der Kammer zu er⸗ 
laſſendes Geſetz.“ 

Man hat nun behauptet, daß dieſes ganze Geſetz 
ſchon von vorne herein keine verfaſſungsmäßige 
Gültigkeit gehabt habe. Die Volksvertretung, ſagt man, 
iſt nach der Verfaſſung gar nicht berechtigt 
geweſen, einem ſolchen Geſetze ihre Zuſtimmung zu 
geben, denn die Volksvertretung habe nach Artikel 107, 
verglichen mit Artikel 62, wohl das Recht, „gemein⸗ 
ſchaftlich“ und in „Uebereinſtimmung“ mit dem 
Könige die Verfaſſung abzuändern, aber ſie habe 
nicht das Recht, den König allein zu der Vornahme 
einer Verfaſſungsänderung zu bevollmächtigen. Die 
Volksvertretung, ſagt man, befindet ſich in diefer Ber 


ziehung genau in der Lage eines Rechtsanwalts, dem 
von ſeinem Mandanten Vollmacht gegeben ift, einen 
Kauf- oder ſonſtigen Vertrag „gemeinschaftlich“ und in 
„Uebereinſtimmung“ mit einem dritten Vertrauensmann 
feſtzuſtellen. Ein solcher Rechtsanwalt hat auch nicht 


das Recht, die Feſtſtellung des beſagten Vertrags dem 


Vertrauensmann aklein zu übertragen. Vielmehr wird 
der Vertrag nur rechtsgültig, wenn er wirklich von dem 
Rechtsanwalt und dem Vertraumismann „gemeinſchaft⸗ 
lich“ und in „Uebereinftimmung” mit einander feſtge⸗ 
ſtellt wird. Ebenſo, ſchließt man, hat keine Verfaſſungs⸗ 
Veränderung (wie auch kein anderes Gefeh) irgend eine 
Gültigkeit, wenn ſie nicht von der Krone und der Volks⸗ 
vertretung „gemeinſchaftlich“ und in „Uebereinſtimmung“ 
mit einander feſtgeſtellt iſt. 


Doch dem ſei, wie ihm wolle. Auch diejenigen, die 
dieſe Anſicht nicht theilen ſollten, müſſen doch wenig⸗ 
ſtens zugeben, daß die „Königliche Anordnung“, durch 
welche die Bildung der Erſten Kammer feſtgeſtellt ift, 
nur ſo weit eine verfaſſungsmäßige Gültigkeit hat, als 
ſie mit dem Geſetze vom 7. Mai 1853 über⸗ 
einſtimmt. Aber es iſt ſchon lange und oft behaup⸗ 
tet worden, daß dieſe Uebereinſtimmung in weſentlichen 
Punkten nicht ſtattſindet. 


Jene „Königliche Anordnung“ nämlich beſteht, ſo 
nimmt man an, aus der „Verordnung“ und dem „Re⸗ 
glement“ vom 12. Oktober 1854. Darin ſind die 
Wünſche derer, denen die urſprünglichen Verfaſſungs⸗ 
Beſtimmungen beſonders mibfielen, namentlich auch da⸗ 
durch erfüllt, daß an dle Stelle Der fieunzig Mitglie- 
der, welche von den höchſt beſteuerten Urwählern erwählt 
werden ſollten, nunmehr neunzig Rittergutsbeſitzer 
geſetzt wurden. Dieſelben gehören ausſchließlich dem 
Adel an, denn obgleich die Erwählung bürgerlicher Rit⸗ 
tergutsbeſitzer nicht ausdrücklich verboten iſt, fo verbietet 
fie ſich doch durch die Natur der Sache ganz von ſelbſt. 
Indeß liegt darin noch keine Abweichung von dem Ge⸗ 
ſetze. Wohl aber wird eine ſolche Abweichung in drei 
Beziehungen gefunden. Erſtens ſollen dieſe 90 Rit⸗ 
tergutsbeſitzer „des alten und befeſtigten Grundbefitzes“ 
und nech fünf andere Klaſſen von Mitgliedern nicht nach 
dem uneingeſchränkten Wollen des Königs berufen 
werden können. Der König darf ſie vielmehr nur 
dann berufen, wenn ſie zuvor von den betreffenden Ge⸗ 
noſſenſchaften gewählt und ihm präſentirt find. 
Zweitens ſollen die Mitglieder aller dieſer ſechs Klaſſen 
nicht mit „erblicher Berechtigung“ und auch nicht unter 
allen Umſtänden „auf Lebenszeit“ in der Erſten Kam⸗ 
mer ſitzen, ſondern nur ſo lange, als ſie im Beſitze des⸗ 
jenigen Gutes oder Amtes ſich befinden, das zu ihrer 
Präſentation erforderlich war. Sie ſind in Wirklichkeit 
alſo nicht Mitglieder „auf Lebenszeit“. Drittens hat 
in dem „Reglement“ die Krone ſich daz Recht „vor⸗ 
behalten“, künftig durch bloße Verordnung „anderweite 
nähere Anweiſungen wegen Feſtſtellung der Landſchafts⸗ 
Bezirke und Ausübung des Präfentationsrechtes Seitens 
der Verbände der Grafen und des alten und des be⸗ 


feſtigten Grundbeſizes zu treffen". Auch das fall mit 
dem Geſetze nicht im Einklange fteben. en = 

Ob dieſe Ausſtellungen, begründet ſind oder nicht, 
müffen wir dem eigenen Nachdenken unſerer Leſer über⸗ 
laſſen. In Betreff des zuletzt angeführten dritten Punk⸗ 
tes weiſen wir aber darauf hin, daß es er der hier 
erwähnte „Vorbehalt“ iſt, von welchem die Krone Ge⸗ 
brauch machte, als ſie am 5. November 1861, zur Zeit 
des liberalen Miniſteriums die Zahl der 90 Ritter 
gutsbeſitzer „des alten und befeſtigten Grundbeſitzes“ auf 
41 herabſetzte, und als fie jest am 10. November, alſo 
zur Zeit eines konſervativen Miniſteriums, dieſe Zahl 
wieder auf 90 erhöhte. Wenn der „Vorbehalt! zu 
Recht beſtand, ſo war ſie ohne Zweifel auch beide Male 
in ihrem Rechte. Aber dann verſtehen wir nicht, wie 
es mit dem Gelege vom 7. Mai 1853 in Einklang zu 
bringen iſt, daß die Krone am 10. November 1865 die⸗ 
ſen Vorbehalt ohne ein „mit Zuſtimmung der Kam⸗ 
mern“, d. h. der Volksvertretung, erlaſſenes „Geſetz“ 
definitiv aufheben konnte. 

Was nun die Bedeutung der neuen Verordnung 
für die fernere Entwicklung unſeres Staatslebens an⸗ 
betrifft, fo meint die „Kreuz⸗ Zeitung“, daß die Krone 
ſelbſt jetzt nicht mehr im Stande jet, eine wefent⸗ 
liche Veränderung in der gegenwärtigen, Zuſammen⸗ 
ſetzung des Herrenhauſes zu ewirken. Jeder weſent⸗ 
lichen Veränderung (die ſie natürlich eine „Verfälſchung 
nennt), iſt jetzt, fo ſagt fie, „ein Riegel vorgeſchoben; 
nur die Revolution würde noch das Haus um- 
geſtalten können.“ Aber das iſt weiter nichts, als. 
eine leere Prahlerei, hinter welcher ſie nur ihre eigene 
Angſt verſteckt. Der König hat immer noch das 
Recht, „aus beſonderem Vertrauen“ fo viel freiſinnige 
Männer, wie er irgend will, in das Herrenhaus zu be⸗ 
rufen. In Ausübung dieſes Rechtes kann er noch im⸗ 
mer eine freiſinnige Majorität im Herrenhauſe zu Wege 
bringen. Allerdings gehört dazu wieder ein Wechſel der 
Regierung. Wann dieſer Wechſel eintreten wird, wiſſen 
wir nicht; aber er wird eintreten; und wenn er ein⸗ 
tritt, dann wird auch das Herrenhaus auf verfaſ⸗ 
ſungsmäßigem Wege umgeſtaltet werden. Eine 
„Revolution“, die die „Kreuz⸗Zeitung“ fürchtet und 
androht, iſt dazu ganz und gar nicht nöthig. , 

Wir meinen, die „Kreuz⸗Zeitung“ und ihre 
Freunde, wie ihnen ſchon anderswo gejagt iſt, ſoll⸗ 
ten doch wahrlich die letzten fein, die den Teufel 
der „Revolution“ an die Wand malen. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. In wenigen Wochen ift der Termin zu Ende, 
welchen die Verfaffung für die Einberufung der Kam⸗ 
mern beſtimmt. Es fteht ſomit der Zuſammentritt derſelben 
bevor, und es kann nicht fehlen, daß man ſich vielfach mit 
der Frage beſchäftigt, welches die Vorlagen ſein werden, die 
die Regierung machen wird, und vor allem, welches die Stel⸗ 
lung ſein wird, die die Regierung der zweiten Kammer gegen⸗ 
über einnehmen wird. In Bezug auf die Vorlagen hieß es 
noch vor wenigen Wochen, daß die Regierung außer dem 
Entwurfe des Staatshaushaltsgeſetzes für 1866 
auch von Neuem einen Geſetzentwurf zur Feſtſtellung 


der Armee⸗Reorganifation einbringen werde, ſo wie 
daß fie eine Vorlage wegen einer aufzunehmenden Anleihe 
und wegen der Einverleibung Lauenburgs machen 
werde. Tept wird von einer Seite, welche gewöhnlich die 
Anſichten der Regierung zu kennen vorgiebt, verbreitet, die 
Regierung wolle nur den Entwurf zum Staatshaushaltsge⸗ 
geſetz vorlegen, und vor jeder weitern Vorlage ſehen, wie ſich 
die Kammer dieſer Vorlage gegenüber verhalten werde. Aller 
Wahrſcheinlichkeit nach iſt damit auf die verſchiedentlich laut 
gewordene Anſicht hingedeutet, man werde fetzt nicht noch 
einmal in die ſpezielle Berathung des Budgets eintreten, 
bevor nicht die ſichere Ausſicht vorhanden ſei, daß die An⸗ 
ſichten über Einnahmen und Ausgaben, welche das Abgeord- 
netenhaus bei feinen Abſtimmungen über das Budget Fund» 
iebt, auch wirklich bei der Führung des Staatshaushaltes zur 
Geltung kommen. Wir wiſſen jetzt natürlich noch nicht, ob 
dieſe Anſicht, wenn ſie im Abgeordnetenhaus zur Sprache 
kommen ſollte, den Beifall der Mehrheit unſerer Abgeord⸗ 
neten finden wird, aber wir wollen heut doch auf einen Um⸗ 
ſtand aufmerkſam machen, der nothwendig eintreten muß, 
wenn die e den Entwurf des Staatshaushalts⸗ 
geſetzes vorlegt. ag das Haus in eine Berathung des 
Budgets eintreten oder nicht, auf jeden Fall muß vorher eine 
ſehr gründliche und eingehende Vorberathung in einer Kom⸗ 
miſſion ſtattfinden, welche ſich, falls das Haus eine Durch⸗ 
berathung des Budgets beſchließt, viele Wochen hindurch aus⸗ 
dehnen kann. Während dieſer ganzen Zeit würde das Haus 
alsdann Seitens der Regierung keinen Stoff für ſeine Ar⸗ 
beiten haben, und müßte ſeine Plenarſitzungen ausſetzen, falls 
es nicht anderweitig Material für ſeine Debatten erhielte. 
Daß in einem ſolchen Falle die feudalen Blätter nicht ſpar⸗ 
ſam ſein würden mit dem Vowurf der Faulheit, das lehrt 
die Erfahrung. Darauf wollten wir heut ſchon aufmerkſam 
machen. 

Uebrigens glauben wir nicht, daß es den Volksvertreter 
an Stoff zu Berathungen fehlen wird. Einestheils werden 
vorausſichtlich aus der Mitte der Verſammlung heraus An⸗ 
träge geſtellt werden, welche unſer geſammtes Verfaſſungs⸗ 
leben ſo tief berühren, daß ihre Diskuſſion von der äußerſten 
Wichtigkeit ſein wird. Nach den Erfahrungen der letzten 
Jahre wird wahrſcheinlich die Frage wegen der Kontingenti- 
rung der direkten Steuern, welche wir ſchon wiederholt 
in unſerem Blatte beſprochen haben, vor allem zur Be⸗ 
rathung kommen, und wir hoffen, daß eine eingehende und 
gründliche Beſprechung dieſer Frage, wenn auch ein augen⸗ 
blicklicher Erfolg nicht in Ausſicht ſteht, doch dazu dienen wird, 
das Volk über die hohe Bedeutung dieſer Frage für die fort⸗ 


ſchreitende Entwickelung unſeres konſtitutionellen Staatslebens 


aufzuklären und jo die Ausführung dieſer Maßregel für 
ſpätere Zeiten gründlich vorzubereiten. 

Andererſeits aber hoffen wir, daß dem Landtage ein reicher 
Stoff zur Berathung von dem Volke ſelbſt durch Petitio- 
nen geboten werden wird. Wie wichtig eine ſolche Bethei⸗ 
ligung des Volkes durch Kundgebung ſeiner Anſichten iſt, das 
hat in neueſter Zeit wieder die Geſchichte des Handels⸗ 
vertrages zwiſchen dem Zollverein und Oeſterreich 
gezeigt. Als derſelbe dem Abgeordnetenhauſe zur Berathung 
vorlag, da ſprach ſich eine ſehr große Zahl von Mitgliedern 
aus wirthſchaftlichen Gründen gegen dieſen Vertrag aus. Von 
Seiten der zunächſt Betheiligten, nämlich des Handelsſtandes, 
lagen nur ſehr vereinzelte Kundgebungen aus Schleſien vor, 
welche ſich gleichfalls gegen die Genehmigung des Handels 
vertrages ausſprachen. Bei der Abſtimmung genehmigte die 
Kammer den Vertrag. Jetzt werden in der Rheinprovinz 
und Weſtfalen wiederholt Stimmen laut, welche ſich gegen 


biefen Vertrag ausſprechen. Hätten diejenigen, welche jetzt 
über die Folgen des Handelsvertrages mit Oeſterreich klagen, 
rechtzeitig ihre Stimme erhoben und den Landtag von ihren 
Anſichten in Kenntniß geſetzt, ſo wären ſolche Kundgebungen, 
wie wir überzeugt find, von ſehr großem Einfluß auf das 
Reſultat der Abſtimmung geweſen. 

Graf von Bismarck hat als Miniſter von Lauenburg mit 
dem preußiſchen Handelsminiſter einen Vertrag abgeſchloſſen, 
durch welchen Preußen von Neujahr 1866 ab die Verwal⸗ 
tung des Poſtweſens im Herzogthum Lauenburg übernimmt. 
Da bis jetzt noch nichts über das künftige Verhältniß Lauen⸗ 
burgs zu Preußen feſtſteht, ſo muß daſſelbe als ein fremder 
Staat betrachtet werden, und es ſteht daher zu erwarten, daß 


dieſer Vertrag den Kammern zur Genehmigung vorge- 


legt werde. 


In ſehr vielen Städten des Landes haben in den letzten 


Wochen Stadtverordnetenwahlen ſtattgefunden. Der 
Umſtand, daß mit ſehr wenigen Ausnahmen überall die Kan⸗ 
didaten der liberalen Partei mit fehr großer Majorität ge⸗ 
ſiegt haben, ſteht in direktem Widerſpruch mit der in feuda⸗ 


len Blättern fo oft wiederholten Behauptung von dem „ganze | 1 1 
zudrücken. Unſer National⸗Intereſſe umfaßt zwei Punkte: 


lichen Umſchwunge.“ 


1803 und 1865. 


Der Schriftſteller und Gelehrte Profeſſor Rogeard Left 
aſſen. 


hatte im vergangenen Jahre in Paris unter dem Titel: 
Bemerkungen von Labienus (Les propos de Labienus) 
eine kleine Schrift erſcheinen laſſen. Dieſelbe enthielt als 
Gegenſtück zu dem Leben Cäſars, welches der Kaiſer Napo⸗ 
leon III. zur Verherrlichung jenes Gewalthabers und als 
Entſchuldigung für ſeinen Onkel und ſich geſchrieben hatte, 
eine Verſpottung des Neffen und Adoptipſohnes Cäſars, des 
Kaiſer Auguſtus. Die Verbrechen, durch welche Auguſtus 
die Gewalt au ſich geriffen, die Liederlichkeiten, welche er ſich 
zu Schulden kommen ließ, waren ſo geſchickt zuſammengeſtellt, 
daß trotz aller geſchichtlichen Treue Niemandem die Beziehun⸗ 
gen auf die Gegenwart entgehen konnten. — Es wurde des⸗ 
halb eine Anklage wider Rogeard erhoben, und er wurde 


zu längerem Gefängniß verurtheilt. Dieſem 75 er ſich 
hat er uun 
in Brüſſel eine kleine Brochüre unter dem Titel: „Armes 


durch die Flucht nach Belgien. Vor kurzer Zeit 


Frankreich“ (pauvre France) erſcheinen laſſen, in welcher 
er den Kaiſer Napoleon III. unmittelbar angegriffen hat. 
In Folge davon iſt Rogeard von der belgiſchen Re⸗ 
gierung gewaltſam über die Grenze gebracht 
worden. 

Dieſer Vorfall erinnert uns an einen Prozeß, welcher im 
Jahre 1803 in England wider den franzöſiſchen Flüchtling 
Peltier geführt wurde. Dieſer ließ damals in London 
ein Journal unter dem Titel: „ambigu* erſcheinen. In 
dieſem Blatte hatte er eine angebliche Rede des römiſchen 
Senators Lepidus wider den Diktator Sulla abgedruckt, welche 
ganz je wie jene erſte Schrift Rogeards, zwar in ein römi⸗ 
ſches Gewand gekleidet war, aber doch weiter nichts als eine 
Verſpottung des damaligen erſten Conſuls, ſpäteren Kaiſers 
Napoleon 1. enthielt. Wegen dieſes Aufſatzes wurde er vor 
dem Gericht der Kings⸗Bench durch den Generalprokurator 
Lord Ellenborugh angeklagt: „daß er zu einer Zeit, wo 
Frieden mit der franzöſiſchen Republik geweſen wäre, bos⸗ 
hafter Weiſe die Abſicht gehabt hätte, den erſten Gonjul 
Napoleon Bonaparte herabzuwürdigen, in England und Frank⸗ 


die gefährliche Größe einer 
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reich Haß und Hohn gegen ihn zu erregen, auch die Bürger 


der franzöfiſchen Republik aufzuregen, daß ſie den Napoleon 
Bonaparte mit Waffengewalt der konſulariſchen Würde be⸗ 
rauben und ermorden möchten; und daß er boshaft und ge- 
ſetzwidrig den Frieden und die Freundschaft zwiſchen England 
und Frankreich zu zerſtören geſtrebt habe.“ 

Der Vertheidiger Peltierz war der ſpäter als Parla⸗ 
mentsredner und Geſchichtsſchreiber ſo berühmt gewordene 
Mackintoſh. In ſeiner Vertheidigungsrede ſagte er unter An⸗ 
derem: „Die eigentlichen Parteien in dieſer Sache ſind — der 
erſte Conſul von Frankreich, Herrſcher des größten Reiches 
der civiliſirten Welt und mein Client, ein armer, geächteter 
Verbannter, der in dieſem Lande einen Zufluchtsort fuchte..... 
Jetzt iſt von Palermo bis Hamburg nicht eine freie 
Preſſe mehr auf dem feſten Lande. In England allein 
beſteht eine freie Preſſe, beſchützt durch unſere Geſetze, und 
durch den Muth und die Tapferkeit unſeres Volkes. Es iſt 
ein ſchauerlicher aber ſtolzer Gedanke. Das Gebäude der 
Freiheit, welches unſere Vorfahren errichteten, ſteht noch auf- 
recht, mitten unter den Ruinen der civilifirten Welt ſteht 
es allein. Hütet euch daher durch ungebührliche Strenge die 
Neigung zur Unterſuchung auswärtiger Verhältniſſe nieder⸗ 


Macht zu verhüten, und die 
Ruhe Europa's zu befördern. Darum muß England die 
muthige Prüfung des Benehmens auswärtiger Mächte be⸗ 
günftigen, Eiferſucht über ehrgeizige Entwürfe gern aufregen 
Dieſe wachſame Eiferſucht, diefer männ⸗ 
liche Geiſt der Unterſuchung belebt die Gemüther, 
und bereitet vor, einem Angriff zu widerſtehen, 
von dem man weiß, daß er droht.“) „Der 
erſte Conſul hat dem Beſtehen der ſchweizeriſchen Republik 
»ein Ende gemacht.. Müßte nun das- füße eier Sr en das 
Gefüßl des Schmerzes und des Mitgefühle unter rücken, aus 
Furcht den unbarmherzigen Tyrannen zu beleidigen? Wenn 
Aloys Reding“) angelockt durch den Ruhm dieſes Reiches, 
in England einen Zufluchtsort geſucht hätte, würde man zu 
ihm geſagt haben, er müſſe ſeine Thränen verbergen, ſeine 
Seufzer über des Vaterlandes Untergang erſticken, weil ſonſt 
ſein mächtiger Feind ihn aus ſeinem Zufluchtsorte vertreiben, 
ihn als einen Verbrecher vor Gericht ziehen könnte?“ 

Trotz dieſer glänzenden Vertheidigung wurde Peltier doch 
verurtheilt. Freilich kam ſeine Beam nicht zur Aus⸗ 
führung, da bald darauf der Krieg mit Frankreich wieder 
ausbrach, aber der franzöfiſche Staatslenker war mit Peltiers 
Verurtheilung keineswegs zufriedengeſtellt. In ſeiner Staats⸗ 
zeitung, dem Moniteur, erſchien bald nach der Fällung des 
Urtheils ein Artikel, der alſo lautete: „Warum ſich damit 
aufhalten, fremde Uebelthäter mit ſolchem auffallenden Prunk 
vor ein ehrwürdiges Gericht zu ziehen? Man braucht ihnen 
nur einmal im Ernſt zu ſagen: Schweigt! und fie ſchreiben 
nicht mehr; oder gehorchen ſie nicht, ſo hat man das Recht, 
ſie wegzujagen. R 0 

Ob dieſe Weiſung des alten Napoleon, welche zu ihrer 
Zeit England gegenüber fruchtlos blieb, von ſeinem Neffen 
gegenüber Belgien wiederholt worden iſt? — Wir willen es 
nicht. Leider hat aber heute, im Jahre 1865, die belgiſche 
Regierung ſo gehandelt, wie Napoleon I. es 1803 von ber 
engliſchen Regierung wünſchte. Den Ruhm Belgiens wird 
das nicht vermehren. 


*) Dieſen Gedanken zu beherzigen, hat heutzutage die belgiſche 
Regierung wahrlich alle Veranlaſſung. , 
**) Reding war der Führer der ſchweizer Patrioten. 
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